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Bemerkungen zu meinen Stellungnahmen vom 05./14.11.2019 (Bürger 32) 

 

1.) Solche Hinweise gehören von Beginn an der Planung zur Standortwahl! 

 

2.) Hinweise werden ignoriert, obwohl sattsam bekannt ist, dass es allein durch Verdich-

tung und Umnutzung von Grundstücken zu weiterem Zuzug und damit steigender 

Einwohnerzahl kommt und schon jetzt die Infrastruktur krankt, sollen Grünzüge zur 

Bebauung freigegeben und zerstört werden. 

 

3.) Das Regenwasser soll vollumfänglich im Plangebiet versickern. Und was, wenn es das 

nicht macht? Das geplante Baugebiet gehört zu einem großen Wassereinzugsgebiet in 

eine Niederung, die schon jetzt in regennassen Jahren überlastet ist. 

 

4.) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, geschehen ist nichts. Die Schäden die-

ses von Verwaltungsmitarbeitern kleinlaut eingestandenen „Irrtums“ sind bis heute 

nicht beseitigt. 

 

5.) Warum sind Fragen der Finanzierung nicht Regelinhalt des Bebauungsplanverfahrens? 

Es ist doch grotesk, wenn zu Planbeginn das Problem stand: Vogelsdorf braucht für 8 

bis 10 Millionen € eine Grundschule und wenn es jetzt um Baukosten von fast 30 Mil-

lionen geht. Wir Bürger haben das Recht zu wissen, was mit öffentlichem Geld ge-

schieht. 

 

6.) Die Vor- und Nachteile des Standorts wurden abgewogen. Wann und vom wem? Ich 

habe anderes erlebt. Eine überkommunale Lösung wurde regelrecht verhindert; was 

auch immer mit dem alten Schulgebäude geschieht, wird erstmal störend für den 

Schulbetrieb sein.  

 

7.) Die Entwässerungsprobleme dieses Standorts werden direkt oder indirekt Auswirkun-

gen auf das Siedlungsgebiet haben. Das Projekt wird ein Fass ohne Boden. Damit ent-

stehen Kosten zur Ertüchtigung der vorhandenen Anlagen. 

 

8.) Die Fragen zur Finanzierung sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 

Wenn die Pro-Kopf-Verschuldung in unserem Wohnort von jetzt 500 € auf 1.800 € 

steigen soll, gehören sie zwingend dazu, und nicht erst, wenn Steuermittel für Gutach-

ten, Planungsleistungen u. a. vergeudet sind. 

 








